
Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di Bergamo — Aus­
legung von Art. 11 Abs. 2 der Richtlinie 87/102/EWG des 
Rates vom 22. Dezember 1986 zur Angleichung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über den Ver­
braucherkredit (ABl. L 42, S. 48) — Verbraucherkredit — Recht 
des Verbrauchers, im Fall der Nichterfüllung des Kaufvertrags 
über die durch den Kredit finanzierten Güter gegen den Kredit­
geber vorzugehen 

Tenor 

Art. 11 Abs. 2 der Richtlinie 87/102/EWG des Rates vom 22. 
Dezember 1986 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über den Verbraucherkredit ist dahin 
auszulegen, dass in einer Situation wie der im Ausgangsverfahren 
das Bestehen einer Vereinbarung zwischen Kreditgeber und Lieferant, 
wonach Kredite an Kunden dieses Lieferanten ausschließlich von dem 
betreffenden Kreditgeber bereitgestellt werden, nicht notwendige Vo­
raussetzung für das Recht dieser Kunden ist, in dem Fall, dass der 
Lieferant seine Verpflichtungen nicht erfüllt, gegen den Kreditgeber 
vorzugehen, um die Auflösung des Kreditvertrags und die daraus fol­
gende Rückzahlung der dem Kreditgeber bereits gezahlten Beträge zu 
erlangen. 

( 1 ) ABl. C 37 vom 9.2.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 2. April 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen des Korkein hallinto-oikeus 

Finnland) — Verfahren A 

(Rechtssache C-523/07) ( 1 ) 

(Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen — Zuständigkeit, 
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehe­
sachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwor­
tung — Verordnung [EG] Nr. 2201/2003 — Sachlicher Gel­
tungsbereich — Begriff „Zivilsachen“ — Entscheidung über 
die Inobhutnahme und Unterbringung von Kindern außerhalb 
der eigenen Familie — Gewöhnlicher Aufenthalt des Kindes 

— Schutzmaßnahmen — Zuständigkeit) 

(2009/C 141/22) 

Verfahrenssprache: Finnisch 

Vorlegendes Gericht 

Korkein hallinto-oikeus 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: A 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Korkein Hallinto-oikeus — 
Auslegung von Art. 1 Abs. 2 Buchst. d, Art. 8 Abs. 1, Art. 

13 Abs. 1 und Art. 20 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 
2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zu­
ständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent­
scheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die el­
terliche Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1347/2000 (ABl. L 338, S. 1) — Vollstreckung einer 
Entscheidung in Form eines einzigen Beschlusses über die so­
fortige Inobhutnahme und die Unterbringung eines Kindes au­
ßerhalb der eigenen Familie im Rahmen von Maßnahmen des 
öffentlichen Rechts zum Kindesschutz — Situation eines Kindes 
mit festem Wohnsitz in dem einen Mitgliedstaat, aber mit Auf­
enthalt ohne feste Wohnung in einem anderen Mitgliedstaat 

Tenor 

1. Art. 1 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates 
vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und die An­
erkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen 
und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 ist dahin aus­
zulegen, dass eine Entscheidung, die die sofortige Inobhutnahme 
und die Unterbringung eines Kindes außerhalb der eigenen Familie 
anordnet, unter den Begriff „Zivilsachen“ im Sinne dieser Bestim­
mung fällt, wenn die Entscheidung im Rahmen des dem öffent­
lichen Recht unterliegenden Kindesschutzes ergangen ist. 

2. Der Begriff „gewöhnlicher Aufenthalt“ im Sinne von Art. 8 Abs. 
1 der Verordnung Nr. 2201/2003 ist dahin auszulegen, dass 
darunter der Ort zu verstehen ist, der Ausdruck einer gewissen 
sozialen und familiären Integration des Kindes ist. Hierfür sind 
insbesondere die Dauer, die Regelmäßigkeit und die Umstände des 
Aufenthalts in einem Mitgliedstaat sowie die Gründe für diesen 
Aufenthalt und den Umzug der Familie in diesen Staat, die 
Staatsangehörigkeit des Kindes, Ort und Umstände der Einschu­
lung, die Sprachkenntnisse sowie die familiären und sozialen Bin­
dungen des Kindes in dem betreffenden Staat zu berücksichtigen. 
Es ist Sache des nationalen Gerichts, unter Berücksichtigung aller 
tatsächlichen Umstände des Einzelfalls den gewöhnlichen Aufent­
halt des Kindes festzustellen. 

3. Eine Schutzmaßnahme wie die Inobhutnahme von Kindern kann 
von einem nationalen Gericht gemäß Art. 20 der Verordnung Nr. 
2201/2003 beschlossen werden, sofern folgende Voraussetzungen 
erfüllt sind: 

— Die betreffende Maßnahme muss dringend sein, 

— sie muss in Bezug auf Personen getroffen werden, die sich in 
dem betreffenden Mitgliedstaat befinden, und 

— sie muss vorübergehender Art sein. 

Die Durchführung der betreffenden Maßnahme und deren Bin­
dungswirkung bestimmen sich nach nationalem Recht. Nach der 
Durchführung der Schutzmaßnahme ist das nationale Gericht 
nicht verpflichtet, die Rechtssache an das zuständige Gericht eines 
anderen Mitgliedstaats zu verweisen. Soweit es der Schutz des 
Kindeswohls erfordert, muss jedoch das nationale Gericht, das 
einstweilige Maßnahmen einschließlich Schutzmaßnahmen durch­
geführt hat, direkt oder durch Einschaltung der aufgrund von Art. 
53 der Verordnung Nr. 2201/2003 bestimmten Zentralen Be­
hörde das zuständige Gericht eines anderen Mitgliedstaats hiervon 
in Kenntnis setzen.
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4. Ist das Gericht eines Mitgliedstaats überhaupt nicht zuständig, 
muss es sich von Amts wegen für unzuständig erklären, ist aber 
nicht verpflichtet, die Rechtssache an ein anderes Gericht zu ver­
weisen. Soweit es der Schutz des Kindeswohls erfordert, muss 
allerdings das nationale Gericht, das sich von Amts wegen für 
unzuständig erklärt hat, direkt oder durch Einschaltung der auf­
grund von Art. 53 der Verordnung Nr. 2201/2003 bestimmten 
Zentralen Behörde das zuständige Gericht eines anderen Mitglied­
staats hiervon in Kenntnis setzen. 

( 1 ) ABl. C 22 vom 26.1.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 23. April 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Obersten 
Gerichtshofs — Österreich) — Falco Privatstiftung, 

Thomas Rabitsch/Gisela Weller-Lindhorst 

(Rechtssache C-533/07) ( 1 ) 

(Gerichtliche Zuständigkeit sowie Anerkennung und Vollstre­
ckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen — 
Verordnung [EG] Nr. 44/2001 — Besondere Zuständigkeiten 
— Art. 5 Nr. 1 Buchst. a und b zweiter Gedankenstrich — 
Begriff der Erbringung von Dienstleistungen — Einräumung 

von Rechten des geistigen Eigentums) 

(2009/C 141/23) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberster Gerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Falco Privatstiftung, Thomas Rabitsch 

Beklagte: Gisela Weller-Lindhorst 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Obersten Gerichtshofs — Aus­
legung von Art. 5 Nr. 1 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des 
Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständig­
keit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidun­
gen in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 12, S. 1) — Begriff 
„Erbringung von Dienstleistungen“ und „Ort, an dem die Ver­
pflichtung zu erfüllen wäre“ — Gerichtliche Zuständigkeit für 
die Entscheidung eines Rechtsstreits über die Zahlung 

Tenor 

1. Art. 5 Nr. 1 Buchst. b zweiter Gedankenstrich der Verordnung 
(EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung 
von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen ist dahin aus­
zulegen, dass ein Vertrag, mit dem der Inhaber eines Rechts des 

geistigen Eigentums seinem Vertragspartner das Recht zu dessen 
Nutzung gegen Entgelt einräumt, kein Vertrag über die Erbrin­
gung von Dienstleistungen im Sinne dieser Bestimmung ist. 

2. Welches Gericht gemäß Art. 5 Nr. 1 Buchst. a der Verordnung 
Nr. 44/2001 für die Entscheidung über eine Klage auf Zahlung 
des Entgelts zuständig ist, das aufgrund eines Vertrags geschuldet 
wird, mit dem der Inhaber eines Rechts des geistigen Eigentums 
seinem Vertragspartner das Recht zu dessen Nutzung einräumt, ist 
weiterhin nach den Grundsätzen zu beurteilen, die sich aus der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs zu Art. 5 Nr. 1 des Überein­
kommens vom 27. September 1968 über die gerichtliche Zustän­
digkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen in der durch das Übereinkommen vom 26. 
Mai 1989 über den Beitritt des Königreichs Spanien und der 
Portugiesischen Republik geänderten Fassung ergeben. 

( 1 ) ABl. C 37 vom 9.2.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 23. April 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen der Wojewódzki Sąd 
Administracyjny we Wrocławiu — Polen) — Uwe 
Rüffler/Dyrektor Izby Skarbowej we Wrocławiu Ośrodek 

Zamiejscowy w Wałbrzychu 

(Rechtssache C-544/07) ( 1 ) 

(Art. 18 EG — Einkommensteuerrecht — Ermäßigung der 
Einkommensteuer nach Maßgabe der im Mitgliedstaat der 
Besteuerung gezahlten Krankenversicherungsbeiträge — Ver­
weigerung des Abzugs der in anderen Mitgliedstaaten gezahl­

ten Beiträge) 

(2009/C 141/24) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Wojewódzki Sąd Administracyjny we Wrocławiu 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Uwe Rüffler 

Beklagter: Dyrektor Izby Skarbowej we Wrocławiu Ośrodek Za­
miejscowy w Wałbrzychu 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Wojewódzki Sąd Administra­
cyjny we Wrocławiu (Polen) — Auslegung von Art. 12 Abs. 1 
EG sowie Art. 39 Abs. 1 und 2 EG — Nationale Regelung im 
Bereich der Einkommensteuer, die die Abzugsfähigkeit von 
Krankenversicherungsbeiträgen von der Steuer auf die in dem 
entsprechenden Mitgliedstaat gezahlten Krankenversicherungs­
beiträge beschränkt
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